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Einleitung

1.	 Einleitung

In dem Normenkontrollverfahren zur 9. Änderung des Bebauungsplanes Nr. E 17/1 – 
Hafenstraße – hat das Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen (OVG 
NRW) die 9. Planänderung mit Urteil vom 24.09.2010 (2D 74.08.NE) für unwirksam er-
klärt. Die Unwirksamkeit der 9. Änderung hat zur Folge, dass die Vorgängerfassung des 
Bebauungsplanes Nr. E 17/1 – Hafenstraße – mit den Verfahren bis einschließlich der 
8. Änderung des Planes gilt. Im Rahmen der 10. Änderung des Bebauungsplanes Nr. E 
17/1 – Hafenstraße –, welche das gleiche Plangebiet umfasst wie die 9. Änderung, sollen 
die Festsetzungen unter Berücksichtigung des OVG-Urteils vom 24.09.2010 sowie unter 
Bezugnahme auf die Ziele des „Einzelhandelskonzeptes der Stadt Emmerich am Rhein“ 
angepasst werden.

Dazu sollen die Festsetzungen innerhalb der 10. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
E 17/1 – Hafenstraße – dahin gehend geändert werden, dass anstatt einer Sonderbauflä-
che „Einzelhandel mit Wohnungen“ ein Mischgebiet (MI) i.S. des § 6 Baunutzungsver-
ordnung (BauNVO) festgesetzt wird.

Im Zuge der 73. Änderung soll der Flächennutzungsplan im Rahmen eines Parallel-
verfahrens zur 10. Änderung des Bebauungsplanes Nr. E 17/1 – Hafenstraße – gemäß § 8 
Abs. 3 BauGB ebenfalls geändert werden.

1.1.	 Vorgehensweise

Für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1 a Bau GB wird eine 
Umweltprüfung durchgeführt, in der die voraussichtlich erheblichen Umweltauswir-
kungen ermittelt werden und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet wer-
den. Die Umweltprüfung bezieht sich auf das, was nach gegenwärtigem Wissensstand 
und allgemein anerkannten Prüfmethoden sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad 
des Bauleitplans angemessenerweise verlangt werden kann.

Bei der Beschreibung der Auswirkungen werden die Veränderungen des derzeitigen 
Umweltzustandes nach Einwirkung der Wirkfaktoren des Vorhabens ermittelt. In der 
daran anschließenden Bewertung der Auswirkungen werden die Veränderungen be-
urteilt, wobei die Umweltziele den Beurteilungsmaßstab vorgeben. Der Grad der Beein-
trächtigung ergibt sich dabei durch die Verknüpfung der Belastungsintensität einerseits 
und der Empfindlichkeit bzw. Bedeutung des jeweiligen Schutzgutes andererseits.

1.2.	 	Kurzdarstellung von Inhalt und Zielen der 
Bebauungsplanänderung 

Der Änderungsbereich des Bebauungsplanes liegt im Stadtteil Emmerich südlich der 
Mennonitenstraße/B 8 und umfasst die Grundstücke 28, 29, 32 bis 35, 211 und 329, Flur 
17, Gemarkung Emmerich sowie die Flurstücke 97, 98, 255, 334 und 338, Flur 19, Ge-
markung Emmerich (Abbildung 1 auf Seite 2). Die Größe des Änderungsbereiches 
beläuft sich auf eine Fläche von ca. 7.000 m².
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Zielsetzung der Bauleitplanung des 10. Änderungsverfahrens ist es, Festsetzungen 
zu treffen, die der Steuerung von Einzelhandel im Hinblick auf die Verträglichkeit mit 
den angrenzenden Flächen des zentralen Versorgungsbereiches der Stadt Emmerich 
am Rhein dienen. Gleichzeitig werden damit die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
einer Nutzungsstruktur für das Plangebiet geschaffen, welches entsprechend dem „Ein-
zelhandelskonzept der Stadt Emmerich am Rhein“ zwar nicht Bestandteil des zentralen 
Versorgungsbereiches ist, diesen jedoch mit seinen Nutzungen, auch im Hinblick auf 
einen nicht großflächigen Einzelhandel, ergänzt. Er trägt damit auch zu einer Funk-
tionsstärkung des angrenzenden zentralen Versorgungsbereiches bei.

Das Plangebiet soll im Hinblick auf die zulässige Art der baulichen Nutzung unter 
besonderer Berücksichtigung auch der Einzelhandelsentwicklung neu geordnet werden, 
wobei Tankstellen und Gartenbaubetriebe aus den allgemeinen Nutzungen ausgeschlos-
sen werden.

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. E 17/1 – Hafenstraße – sollen im Rah-
men des Verfahrens zur 10. Änderung dahin gehend verändert werden, dass anstatt 
eines Sondergebietes „Einzelhandel mit Wohnungen“ ein Mischgebiet (MI) im Sinne 
von § 6 BauNVO festgesetzt wird.

Die bisher gültige Festsetzung eines Kerngebietes (MK) nach § 7 BauNVO soll nicht 
beibehalten werden, weil sich an dieser Stelle ein dieser Festsetzung entsprechender Ge-
bietscharakter nicht entwickeln wird. Das Plangebiet und seine Umgebung sind geprägt 
von gewerblichen Nutzungen, die das Wohnen nicht wesentlich stören und Wohnnut-
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Abbildung 1:	 Darstellung der 10. Änderung des Bebauungsplanes Nr. E17/1 - Hafenstraße- (Quelle: Stadt Em-
merich am Rhein)
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zungen. Diese Nutzungsstruktur soll beibehalten und weiterentwickelt werden.
Durch die Festsetzung als MI-Gebiet in Kombination mit einer textlichen Festset-

zung gemäß § 1 Abs. 10 BauNVO wird der im Plangebiet bestehende bzw. genehmigte 
Kfz-Betrieb in seinem Bestand gesichert sowie Entwicklungsmöglichkeiten eingeräumt.

Demnach können Erweiterungen, Änderungen und Erneuerungen des zulässiger-
weise errichteten Betriebes ausnahmsweise zugelassen werden, wenn nachgewiesen 
wird, dass damit keine schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des § 3 BImSchG 
durch vom Betrieb ausgehende Geräusche oder Gerüche an den nächstgelegenen Wohn- 
und Mischnutzungen ausgelöst werden.

Die Festsetzungen zur Geschossigkeit bzw. zur maximalen Gebäudehöhe orientie-
ren sich an der unteren Grenze der Bestandsbebauung im unmittelbaren Nahbereich 
des Plangebietes und stellen sicher, dass eine Neubebauung im Plangebiet die Höhe der 
bestehenden Bebauung an der Mennonitenstraße 2 und 7 (30,60 über NN) nicht über-
schreitet. Dadurch ist die Errichtung von neuen Baukörpern mit Höhen von ca. 12,00 m 
bis ca. 12,55 m möglich. Für untergeordnete Bauteile und Nebenanlagen räumen die 
Festsetzungen geringe Überschreitungsmöglichkeiten bis zu 1,50 m Höhe ein, sodass 
hier z. B. Kamine oder Antennen auf dem Dach zugelassen werden können.

Für das Mischgebiet (MI) wird mit einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,6 der 
Höchstwert der BauNVO eingehalten, wobei zusätzlich festgesetzt wird, dass diese GRZ 
durch Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten sowie durch Nebenanlagen im Sinne 
des § 14 BauNVO bis zu einer GRZ von 0,8 überschritten werden kann.

Für das Mischgebiet (MI) wird eine großzügige, die Bestandsgebäude des Kfz-Betrie-
bes umfassende, überbaubare Fläche festgelegt. Aufgrund der geringen Wertigkeit der 
Halle und dem verfolgten städtebaulichen Ziel zur Neuordnung der Fläche soll im Fal-
le einer Neubebauung keine Grenzbebauung mehr ermöglicht werden. Im Süden wird 
eine private Grünfläche bzw. Maßnahmenfläche festgesetzt, um die Entwicklung eines 
durchgängigen Grünstreifens als optische Abschirmung zur südlich angrenzenden 
Wohnbebauung zu gewährleisten. Ein großer Teil dieser Fläche ist bereits gegenwär-
tig mit einer Anpflanzung aus Bäumen und Sträuchern angelegt. Die Verkehrssituation 
im Bereich des nordwestlich des Änderungsbereiches liegenden Bahnübergangs „Am 
Löwentor wird zurzeit überplant. Im Rahmen einer Neubebauung des Bebauungsplan-
änderungsbereiches ist eine veränderte Verkehrsführung im Bereich der Bahnhofstraße 
(B8), der Mennonitenstraße und der Hafenstraße zu berücksichtigen.

Das Bebauungsplangebiet wird an die öffentliche Strom-, Gas- und Wasserversor-
gung der Stadtwerke Emmerich GmbH angeschlossen.

Die Abwasserentsorgung soll für das Schmutzwasser über einen Anschluss an den 
vorhandenen Mischwasserkanal in der Mennonitenstraße erfolgen.

Gemäß § 51a Landeswassergesetz (LWG) sind Aussagen zur Möglichkeit der Versi-
ckerung des anfallenden Niederschlagswassers zu treffen.

Aufgrund der Ergebnisse der Versickerungsuntersuchung des Büros Böcke aus dem 
Jahr 2005, in dem festgestellt wird, dass weite Teile des Plangebietes mit Auffüllungen 
(Ziegelbruch, Mörtel, Schlacke) versehen sind, wird auf eine Versickerung des Nieder-
schlagswassers im Plangebiet verzichtet. Stattdessen soll das im Plangebiet anfallende 
Niederschlagswasser in den in der Mennonitenstraße vorhandenen und ausreichend di-
mensionierten Mischwasserkanal eingeleitet werden.
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Die Müllentsorgung kann über Einfahrten an der  B 8 und an der Mennonitenstraße 
direkt erfolgen.

2.	 Planvorgaben

2.1.	 Regionalplan

Der Regionalplan (GEP99) weist das Plangebiet als allgemeinen Siedlungsbereich (ASB) aus.

2.2.	 Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Emmerich am Rhein stellt den betroffenen 
Änderungsbereich als Sonderbaufläche „Einzelhandel mit Wohnungen“ dar. Zu der be-
absichtigten Änderung des Bebauungsplanes soll der Flächennutzungsplan in die Dar-
stellung „Gemischte Baufläche“ geändert werden.

Diese 73. Änderung des Flächennutzungsplanes soll im Rahmen eines Parallelver-
fahrens zur Änderung des Bebauungsplanes E17/1 – Hafenstraße – gemäß § 8 Abs. 3 
BauGB durchgeführt werden.

2.3.	 Landschaftsplan

Das Vorhabengebiet liegt auf dem Gebiet der Stadt Emmerch am Rhein und damit nicht  
Geltungsbereiches des Landschaftsplanes Emmerich / Kleve, der zurzeit auch außer 
Kraft gesetzt ist. 

2.4.	 Schutzgebiete

2.4.1.	 Natura 2000 -Gebiete

Weder das Änderungsgebiet noch die weitere Umgebung liegen in einem Natura- 
2000-Gebiet.

2.4.2.	 Naturschutzgebiete

Weder das Änderungsgebiet noch die weitere Umgebung liegen in einem Naturschutz-
gebiet.
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2.4.3.	 Landschaftsschutzgebiete

Der Änderungsbereich und seine Umgebung liegen nicht in einem Landschaftsschutz-
gebiet.

2.4.4.	 Gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG

Im Änderungsbereich und in den angrenzenden Flächen befinden sich keine gesetzlich 
geschützten Biotope.

2.4.5.	 Biotopkataster

Der Änderungsbereich ist im Biotopkataster nicht erfasst.

2.4.6.	 Geschützte Landschaftsbestandteile

Geschütze Landschaftsbestandteile sind im Änderungsbereich nicht ausgewiesen.  

2.5.	 Ziele des Umweltschutzes in übergeordneten Planungen und 
Fachgesetzen

Die Umweltqualitätsziele definieren die anzustrebenden Umweltqualitäten eines Rau-
mes. Sie stellen den Maßstab für die Beurteilung von Auswirkungen einer Planung oder 
eines Vorhabens dar. Die Umweltziele werden aus den nachfolgend aufgeführten Fach-
gesetzen und Fachplänen abgeleitet.

Schutzgut Quelle Zielaussage

Tiere und  
Pflanzen, 
Artenschutz

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), Land-
schaftsgesetz 

Nordrhein-Westfalen (LG NRW) 
EU-Vogelschutz-Richtlinie (VS-R), 

Flora-Fauna-Richtlinie (FFH-RL) 
mit Anhängen 

Natur und Landschaft sind aufgrund ihres eige-
nen Wertes und als Grundlage für Leben und Ge-
sundheit des Menschen auch in Verantwortung 
für die künftigen Generationen im besiedelten 
und unbesiedelten Bereich zu schützen, zu pfle-
gen, zu entwickeln und soweit erforderlich, wie-
derherzustellen, dass 
•	 die biologische Vielfalt,
•	 die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 

Naturhaushaltes, einschließlich der Regene-
rationsfähigkeit und der nachhaltigen Nut-
zungsfähigkeit der Naturgüter, sowie 

•	 die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der 
Erholungswert von Natur und Landschaft 

auf Dauer gesichert sind; 
die Entwicklung und, soweit erforderlich, die 
Wiederherstellung von Natur und Landschaft 
(allgemeiner Grundsatz).
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Planvorgaben

Schutzgut Quelle Zielaussage

Boden Bundes-Bodenschutzgesetz 
(BBodSchG)
Landesbodenschutzgesetz NRW

Ziele des BBodSchG sind der langfristige Schutz 
des Bodens hinsichtlich seiner Funktionen im 
Naturhaushalt. insbesondere als Lebensgrund-
lage und -raum für Menschen, Tiere, Pflanzen 
und als Bestandteil des Naturhaushaltes mit sei-
nen Wasser- und Nährstoffkreisläufen: 
•	 	Ausgleichsmedium für stoffliche Einwirkun-

gen (Grundwasserschutz), 
•	 Standorte für Rohstofflagerstätten, für land- 

und forstwirtschaftliche sowie siedlungsbezo-
gene und öffentliche Nutzungen, 

•	 der Schutz des Bodens vor schädlichen Boden-
veränderungen, 

•	 Vorsorgeregelungen gegen das Entstehen 
schädlicher Bodenveränderungen, 

•	 die Förderung der Sanierung schädlicher Bo-
denveränderungen und Altlasten.

Wasser Wasserhaushaltsgesetz (WHG),
Landeswassergesetz NRW (LWG)

Sicherung der Gewässer als Bestandteil des 
Naturhaushaltes und als Lebensraum für Tiere 
und Pflanzen und deren Bewirtschaftung zum 
Wohl der Allgemeinheit und zur Unterlassung 
vermeidbarer Beeinträchtigungen der ökologi-
schen Funktionen. 

Klima Landschaftsgesetz
Nordrhein-Westfalen (LG NRW) 
EEWärmeG (01.01.2009)

Schutz, Pflege und Entwicklung von Natur und 
Landschaft zur Sicherung der Leistungsfähigkeit 
des Naturhaushalts (und damit der klimatischen 
Verhältnisse) als Lebensgrundlage des Men-
schen und Grundlage für seine Erholung.
Klimaschutz, Schonung fossiler Energie, nach-
haltige Entwicklung der Energieversorgung und 
Förderung der Weiterentwicklung von Techno-
logien zur Erzeugung von Wärme aus erneuer-
baren Energien. 

Luft Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 
inkl. 
Verordnungen, TA-Luft 

Schutz des Menschen, der Tiere und Pflanzen. 
des Bodens, des Wassers, der Atmosphäre so-
wie der Kultur- und Sachgüter vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen (Immissionen) sowie Vor-
beugung hinsichtlich des Entstehens von Im-
missionen (Gefahren, erhebliche Nachteile und 
Belästigungen durch Luftverunreinigungen, Ge-
räusche, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strah-
len und ähnliche Erscheinungen). 
Schutz der Allgemeinheit und der Nachbar-
schaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen sowie deren Vor-
sorge. 
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Schutzgut Quelle Zielaussage

Mensch Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 
inkl. 
Verordnungen, TA-Lärm

Schutz des Menschen vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen (Immissionen) sowie Vorbeugung 
hinsichtlich des Entstehens von Immissionen 
(Gefahren, erhebliche Nachteile und Belästigun-
gen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, 
Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlen und 
ähnliche Erscheinungen
Schutz der Allgemeinheit und der Nachbar-
schaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Geräusche sowie deren Vorsorge.

Landschaft,
Ortsbild

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), 
Landschaftsgesetz NRW (LG NRW) 

Schutz, Pflege, Entwicklung und ggf. Wiederher-
stellung der Landschaft aufgrund ihres eigenen 
Wertes und als Lebensgrundlage des Menschen 
auch in Verantwortung für die künftigen Ge-
nerationen im besiedelten und unbesiedelten 
Bereich zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, 
Eigenart und Schönheit sowie des Erholungs-
wertes von Natur und Landschaft.

Kultur- und
Sachgüter

Denkmalschutzgesetz Denkmale sind zu schützen, zu pflegen, sinnvoll 
zu nutzen und Sachgüter wissenschaftlich zu er-
forschen. Bei öffentlichen Planungen und Maß-
nahmen sind die Belange des Denkmalschutzes 
und der Denkmalpflege zu berücksichtigen.

3.	 Beschreibung und Bewertung des derzeitigen 
Umweltzustandes

3.1.	 Lage und Abgrenzung

Der Änderungsbereich des Bebauungsplanes liegt im Stadtteil Emmerich südlich der 
Mennonitenstraße/B 8 und umfasst die Grundstücke 28, 29, 32 bis 35, 211 und 329, Flur 
17, Gemarkung Emmerich sowie die Flurstücke 97, 98, 255, 334 und 338, Flur 19, Gemar-
kung Emmerich. Östlich, südlich und westlich schließen sich die Siedlungsgebiete mit 
Wohnbebauung und Gewerbegebiete an. Nördlich des Änderungsbereiches verläuft die 
Bundesstraße B 8 und die Bahnlinie Emmerich-Duisburg (Abbildung 2 auf Seite 8).

3.2.	 Betrachtung und Bewertung der Schutzgüter

3.2.1.	 Schutzgut Mensch

Der Änderungsbereich wurde bis vor Kurzem als Autohaus mit Werkstatt genutzt. 
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Zurzeit stehen die Gebäude leer, das Gelände wird nicht weiter genutzt. Aufgrund 
der früheren Nutzung (Tankstelle) sind Altlasten im Boden vorhanden. Eine Vorunter-
suchung ergab, dass der Wirkungspfad Boden – Mensch gegenwärtig als nicht gefähr-
det gilt. Er wird jedoch beeinflusst bei möglichen Tiefbauarbeiten (Gefahr bei direktem 
Kontakt, Möglichkeit der Ausgasung von leichtflüchtigen Kohlenwasserstoffen BTXE).

Bewertung:
Der Änderungsbereich weist keine besondere Bedeutung für das Schutzgut 
Mensch auf. Der Boden ist durch Altlasten vorbelastet, die jedoch nur bei Tief-
bauarbeiten Vorsichtsmaßnahmen erfordern.

3.2.2.	 Schutzgut Boden

Nach dem digitalen Auskunftssystem Bodenkarte, Karte der schutzwürdigen Böden, ist 
der natürliche Boden als Brauner Plaggenesch über Podsol-Braunerde-Braunerde mit 
der Bodenart Feinsand und schluffiger Sand –beide schwach humos– ausgewiesen. Die-
ser Boden ist normalerweise wegen seiner Archivfunktion als besonders schutzwürdig 
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(Stufe 3) eingestuft. Der Änderungsbereich liegt jedoch im Siedlungsbereich der Stadt 
Emmerich am Rhein und ist bereits bebaut. Der Boden ist nicht mehr in seinem Ur-
sprungszustand vorhanden und mit mehr oder minder mächtigen Auffüllungen unter-
schiedlicher Feinkörnung bedeckt. Eine Schutzwürdigkeit ist daher nicht mehr gegeben.

3.2.2.1.	 Altlasten
Im Änderungsbereich befindet sich eine Fläche eines ehemaligen KFZ-Betriebes. In frü-
heren Jahren waren auf dem Gelände eine Kfz-Reparaturwerkstatt sowie eine Tankstelle 
angesiedelt.
Die durch die o.g. vormaligen und bestehenden Nutzungen möglicherweise verursachte 
Verunreinigung des Bodens wurde im Rahmen verschiedener Altlastenuntersuchungen 
überprüft1.

Durch die bisherigen Untersuchungen wurden zwei lokal begrenzte Bereiche mit 
schädlichen Bodenveränderungen (die BTEX-Aromate Benzol, Toluol, Ethylbenzol, Xy-
lole, sowie Kohlenwasserstoffe, Polyzyklische Aromatische Kohlenwasserstoffe) identi-
fiziert, die auf die bisherige Nutzung bzw. auf die flächendeckend vorhandene Anschüt-
tung zurückzuführen sind.

In diesen Bereichen, die nur kleinräumig vorhanden sind, ist eine uneingeschränkte 
Nutzbarkeit nicht möglich. Durch die intensiven Voruntersuchungen kann auch davon 
ausgegangen werden, dass bisher möglicherweise nicht bekannte schädliche Bodenver-
änderungen auch nur kleinräumig auftreten.

Zusätzlich liegen Hinweise vor, dass auf den Flurstücken 255 und 338 Boden- und 
Schottermaterialien eingebaut wurden, die möglicherweise die in der Bundesboden-
schutzverordnung genannten Prüfwerte für Kinderspielflächen nicht einhalten.

Außerdem sind im gesamten Plangebiet flächendeckend Anschüttungen vorhanden, 
durch die keine Niederschlagswasserversickerung erfolgen sollte. Die Anschüttungen 
im Plangebiet haben unterschiedliche Qualitäten und müssen im Falle von Tiefbau-
arbeiten vor einer externen Entsorgung durch Deklarationsanalysen klassifiziert und 
dementsprechend entsorgt werden.

Bewertung:
Der Boden ist durch die gegenwärtige Versiegelung durch Baukörper, Stellplätze 
und Zuwegungen vorbelastet. Durch die frühere Nutzung sind zudem Altlasten 
vorhanden. Der Änderungsbereich ist daher wegen der Vorbelastungen nur von 
geringer Bedeutung für das Schutzgut Boden. 

3.2.3.	 Schutzgut Wasser

Oberflächenwasser ist im Plangebiet nicht vorhanden. Der Änderungsbereich ist mo-

1	 16.10.1996 Büro Aquatechnik (Bestandsaufnahme ehemalige Tankstelle Bahnhofstraße und Kfz-Werkstatt Menno-
nitenstraße)

	 06.01.2006 Dipl.-Geol. Petersen (Eingrenzung Verunreinigung Tankstelle Bahnhofstraße)
	 13.09.2007 Büro Geokom (Bestandsaufnahme ehem. Tankstelle Bahnhofstr. und Kfz-Werkstatt Mennonitenstraße.)
	 03.05.2011 Büro Geokom (Eingrenzung Verunreinigung ehem. Lackiererei und Teilewäsche Mennonitenstraße
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mentan bereits durch Baukörper, Zuwegungen und Stellplätze zu ca. 80 % versiegelt.
Eine Grundwasserneubildung findet daher kaum statt. Grundwassergefährdungen, die 
von den festgestellten Auffüllungen und Sedimenten und ihren Inhaltsstoffen ausgehen, 
können bei Anlage von Versickerungsbereichen auftreten, wenn kein Bodenaustausch 
vorgenommen wird. Die Beeinflussung des Grundwassers im gesamten Bereich durch 
diese nutzungsspezifischen Schadstoffe wird zurzeit und vor dem Hintergrund der jet-
zigen (und auch späteren, nahezu) vollständigen Oberflächenversiegelung als gering be-
trachtet.

Bewertung:
Analog zum Schutzgut Boden hat der Änderungsbereich nur eine geringe Bedeu-
tung für das Schutzgut Wasser. 

3.2.4.	 Schutzgut Klima / Luft

Das Plangebiet weicht durch seine Bebauung bereits jetzt von den allgemeinen Klima-
zuständen in der Region ab. Die Temperatur am Niederrhein beträgt im Jahresdurch-
schnitt etwa 9,5 °C. Der Jahresniederschlag liegt meist zwischen 650 und 800 mm. 
Während der Vegetationsperiode von Mai bis Oktober fallen durchschnittlich 54 % des 
Jahresniederschlags. Im Jahresmittel kann mit 450 – 475 mm Verdunstung gerechnet 
werden. Die Vegetationsperiode, die Tage mit > 5 °C Tagesmittel der Lufttemperatur, 
beträgt etwa 250 Tage1. 

Bewertung:
Das Änderungsgebiet hat wegen seiner relativ geringen Größe, der vorhandenen 
Nutzung und seiner Lage im Siedlungsbereich der Stadt Emmerich am Rhein kei-
ne besonders hohe Bedeutung für den Klimahaushalt in der Umgebung.

3.2.5.	 Schutzgut Tiere und Pflanzen

Der Änderungsbereich ist bereits gegenwärtig durch Baukörper, Zuwegungen und Stell-
plätze nahezu zu 80% versiegelt. An der südlichen und östlichen Grenze befinden sich 
schmale Gehölzstreifen aus Sträuchern und Einzelbäumen. Im südlichen Teil des Ände-
rungsbereiches liegt eine ca. 400 m² große Brachfläche mit Grasflur.

Im Rahmen einer artenschutzrechtlichen Vorprüfung wurde festgestellt, dass keine 
planungsrelevanten Arten durch die Änderung des Bebauungsplanes betroffen sind2.

Die vorhandenen Baukörper werden zurzeit nicht genutzt. Öffnungen, die Tierarten 
als Zugang oder Niststätte nutzen können, sind im Dachbereich und an den Gebäuden 
(zerschlagene Fensterteile) vorhanden. Durch den Abbruch von ungenutzten Gebäuden 

1	 Paas, Dr. W und Dr. J. Schalich: Böden am Niederrhein, CD Geologischer Dienst NRW, 2005
2	 Baumann (2012): Artenschutzrechtliche Vorprüfung (ASP) zur 73 Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt 

Emmerich am Rhein und der gleichzeitigen 10. Änderung des Bebauungsplanes Nr. E17/1 - Hafenstraße
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können daher Fortpflanzungsstätten von Gebäudebewohnern (z. B. Fledermausarten) 
betroffen sein. 

Die vorhandenen Grünstrukturen stellen jedoch für keine planungsrelevante Art ein 
essenzielles Habitat oder Teilhabitat dar.

Bewertung:
Der Änderungsbereich weist wegen der hohen Versiegelung nur eine geringe Be-
deutung für das Schutzgut Tiere und Pflanzen auf. Der Gebäudebestand bietet 
jedoch wegen Öffnungen im Dachbereich und in den Fenstern Potenziale für Fle-
dermausquartiere.

3.2.6.	 Schutzgut Landschaft

Der Änderungsbereich liegt in einem Siedlungsgebiet und ist von Wohnbebauung bzw. 
Gewerbegebieten umgeben. Die vorhandene Bebauung strahlt somit keine Raumwirk-
samkeit auf die Umgebung aus. 

Bewertung:
Der Änderungsbereich ist in das Siedlungsgebiet integriert und stellt mit der vor-
handenen Bausubstanz keine große Bedeutung für das Schutzgut Landschaftsbild 
dar.

3.2.7.	 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter

Spezielle Hinweise auf Kultur und Sachgüter liegen für den Änderungsbereich nicht 
vor. Die Lage des Änderungsbereiches und die derzeitige Nutzung lassen auch nicht den 
Schluss zu, dass Bodendenkmäler betroffen werden könnten.

Bewertung:
Der Änderungsbereich stellt mit seiner Lage und Nutzung keine besondere Be-
deutung für das Schutzgut Kultur- und Sachgüter dar.

3.2.8.	 Wechselwirkungen

Wechselwirkungen, die sich zwischen den einzelnen Umweltmedien ergeben – hier-
zu zählen insbesondere die verschiedenen Wirkungspfade zwischen den Schutzgütern 
Mensch, Boden, Wasser, Pflanzen und Tiere – sind allgemein vorhanden. 

Bewertung 
Eine besondere oder verstärkende Bedeutung des Änderungsbereiches hinsicht-
lich einer Wechselwirkung zwischen den Schutzgütern liegt allerdings nicht vor.
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4.	 Prognose der Umweltauswirkungen

4.1.	 Mit dem Vorhaben verbundene Umweltauswirkungen

Nachfolgend werden die Wirkfaktoren aufgeführt, die bei Durchführung der Bebau-
ungsplanänderung auftreten können. 

4.1.1.	 Baubedingte Wirkfaktoren/Wirkprozesse

Baubedingte Auswirkungen sind Faktoren und Prozesse, die während der Bautätigkeit 
bzw. Herrichtung der Flächen zu Beeinträchtigungen führen können.

4.1.1.1.	 Flächeninanspruchnahme
Die Flächeninanspruchnahme während der Bauphase (Baustelleneinrichtung) wird sich 
nicht über das Plangebiet hinaus erstrecken.

4.1.1.2.	 Habitatverlust 
Durch den Abbruch von ungenutzten Gebäuden können Fortpflanzungsstätten von Ge-
bäudebewohnern (z. B. Fledermausarten) betroffen sein.

4.1.1.3.	 Barrierewirkungen / Zerschneidung
Durch die Bautätigkeit wird es zu keiner bedeutenden Zerschneidung von Habitaten 
oder Übergängen kommen. Der Änderungsbereich liegt im Siedlungsbereich und ist 
bereits baulich genutzt.

4.1.1.4.	 Stoffliche Emissionen
Der Boden im Änderungsbereich ist durch die ehemalige Nutzung vorbelastet. Bei Tief-
bauarbeiten können durch Ausgasung von leichtflüchtigen Kohlenwasserstoffen (BTXE) 
stoffliche Emissionen entstehen. 

4.1.1.5.	 Lärmimmissionen/Erschütterungen
Besonderer Schwerlastverkehr oder lang andauernde Lärmimmissionen während der 
Bauzeiten sind wahrscheinlich, jedoch zeitweise unumgänglich.

4.1.1.6.	 Optische Störungen
Zusätzliche optische Störungen sind nicht zu erwarten.

4.1.2.	 Anlagenbedingte Wirkprozesse

Darunter sind alle Beeinträchtigungen zu verstehen, die durch die baulichen Anlagen 
entstehen.
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4.1.2.1.	 Flächenbeanspruchung

Insgesamt entsteht durch die Änderung des Bebauungsplanes gegenüber der vorhande-
nen Bebauung keine nennenswert höhere Versiegelung der Fläche.

4.1.2.2.	 Barrierewirkungen/Zerschneidung
Die mögliche Neubebauung erfolgt im Siedlungsbereich. Somit sind keine Barrierewir-
kungen zu erwarten.

4.1.2.3.	 Optische Störungen
Im Rahmen der Festsetzungen zum Bebauungsplan wird abgesichert, dass geplante 
Bauten sich an die Gebäudehöhen der Umgebung orientieren. Zusätzliche Beeinträchti-
gungen durch optische Wirkungen sind somit unwahrscheinlich. 

4.1.3.	 Betriebsbedingte Wirkprozesse

4.1.3.1.	 Lärmemissionen
Zusätzliche Lärmemissionen werden sich durch die Bebauungsplanänderung nicht er-
geben. Das Gelände wurde bisher schon als Autohaus und Werkstatt mit Publikumsver-
kehr genutzt.

4.1.3.2.	 Stoffliche Emissionen
Zusätzliche Stoffemissionen werden sich ebenfalls nicht durch die Bebauungsplanän-
derung ergeben. Das Gelände wurde bisher schon als Autohaus und Werkstatt mit ent-
sprechendem Kfz-Verkehr genutzt.

4.1.3.3.	 Optische Störungen
Störungen durch Lichtreize oder Bewegungen entstehen durch die Beleuchtung von 
Straßen, Plätzen, Gebäuden und durch KFZ-Bewegungen. Durch die Bebauungsplan-
änderung werden sich keine erheblichen zusätzlichen Störungen ergeben, da die Fläche 
bisher in vergleichbarer Weise genutzt wurde.

4.2.	 Auswirkungen auf die Schutzgüter

4.2.1.	 Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch

Bei der Durchführung der Bebauungsplanänderung werden im Änderungsbereich vo-
raussichtlich keine nennenswerten Veränderungen baulicher Art entstehen, die Beein-
trächtigungen auf das Schutzgut Mensch nach sich ziehen könnten. 
Allerdings sind Abbrucharbeiten an den bestehenden Gebäuden der ehemaligen Tank-
stelle und der Kfz-Werkstatt und Eingriffe in den Boden durch einen altlastenerfahrenen 
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Gutachter zu begleiten und zu dokumentieren, um die bekannten und möglicherweise 
bisher nicht bekannten Schadensherde im Boden zu separieren und zu dokumentieren. 
Sanierungsmaßnahmen sind auf die geplante Nutzung abzustimmen. Bei Abbruch- und 
Neubauvorhaben ist der Kreis Kleve zu beteiligen.“.
 

Bewertung:
Die Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch sind bei Durchführung der Bebau-
ungsplanänderung insgesamt von geringer Erheblichkeit. Während der Bauphase 
(Abbruch vorhandener Gebäude, Tiefbauarbeiten) sind jedoch Vorsichtsmaßnah-
men und bei Bedarf auch Sanierungsmaßnahmen zu treffen, um nachteilige Aus-
wirkungen durch vorhandene Altlasten entgegen zu wirken.

4.2.2.	 Auswirkungen auf das Schutzgut Boden

Durch die Änderung des Bebauungsplanes wird kaum eine höhere Versiegelung der 
Fläche entstehen, da die bisherige Nutzung schon einen hohen Versiegelungsgrad auf-
weist. Ein Teil des Bodens ist zudem mit Altlasten vorbelastet. Die Belastung stellt 
jedoch eher – in erster Linie bei Bodenaushub – ein abfallwirtschaftliches und abfall-
technisches Problem dar. Eventuell anfallender Bodenaushub ist unter abfallwirtschaft-
lichen Gesichtspunkten zu separieren, zu dokumentieren und eventuell entsorgen.

Bewertung:
Die zusätzlichen Auswirkungen auf das Schutzgut Boden sind daher von geringer 
Erheblichkeit. Während der Bauphase (Tiefbauarbeiten) sind jedoch Vorsichts-
maßnahmen und bei Bedarf auch Sanierungsmaßnahmen zu treffen, um nach-
teilige Auswirkungen durch vorhandene Altlasten entgegen zu wirken

4.2.3.	 Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser

Eine zusätzliche Versiegelung des Änderungsbereiches findet kaum statt. Die Fläche ist 
gegenwärtig schon stark versiegelt. Da – laut einer Versickerungsuntersuchung des Bü-
ros Böcke aus dem Jahr 2005 –  weite Teile des Plangebietes mit Auffüllungen (Ziegel-
bruch, Mörtel, Schlacke) versehen sind, wird auf eine Versickerung des Niederschlags-
wassers im Plangebiet generell verzichtet, um eine Verunreinigung des Sickerwasser 
durch Fremdstoffe grundsätzlich aus zuschließen. Stattdessen soll das im Plangebiet 
anfallende Niederschlagswasser in den ausreichend dimensionierten Mischwasserkanal 
der Mennonitenstraße eingeleitet werden.

Bewertung:
Die Planung im Rahmen der Bebauungsplanänderung sieht keine zusätzlich hö-
here Versiegelung des Geltungsbereiches vor. Durch die Einleitung des im Än-
derungsbereich anfallenden Niederschlagswassers in den Mischwasserkanal der 
Mennonitenstraße ist auch eine mögliche Verunreinigung von Sickerwasser 
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durch vorhanden Fremdstoffe ausgeschlossen. Die Änderung des Bebauungspla-
nes wird sich damit kaum auf den Wasserhaushalt auswirken. Die Auswirkungen 
auf das Schutzgut Wasser sind daher nur von geringer Erheblichkeit.

4.2.4.	 Auswirkungen auf das Schutzgut Klima / Luft

Der natürliche Temperaturausgleich ist durch die vorhandene Bebauung bereits gegen-
wärtig gestört. Die Änderung des Bebauungsplanes bewirkt keine Verschlechterung 
gegenüber dem gegenwärtigen Zustand, da sich die bauliche Nutzung nicht wesentlich 
ändern wird. 

Bewertung:
Die Auswirkungen auf das Schutzgut Klima / Luft sind somit insgesamt unerheblich.

4.2.5.	 Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen

Gegenüber der gegenwärtigen Nutzung wird sich kaum eine zusätzliche, höhere Ver-
siegelung einstellen. Es entsteht dadurch kein erheblicher zusätzlicher Verlust an rele-
vanten Biotoptypen. Unter Beachtung von Bauzeitenfenstern für den Abbruch von Ge-
bäuden, die Individuenverluste vermeiden sollen, werden die artenschutzrechtlichen 
Belange nicht verletzt1. Ein Verbotstatbestand ist nicht erfüllt.

Bewertung:
Insgesamt sind die Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen nicht 
erheblich. 

4.2.6.	 Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaftsbild

Die Änderung des Bebauungsplanes führt zu keinen negativen Auswirkungen auf das 
Landschaftsbild, da die zukünftige bauliche Nutzung sich in gleicher Art und Weise in 
das Siedlungsgebiet einfügen wird.

Bewertung:
Die Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaftsbild durch die geplante Bebau-
ungsplanänderung sind unerheblich.

1	 Baumann (2011): Artenschutzrechtliche Vorprüfung (ASP) zur 73 Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt 
Emmerich am Rhein und der gleichzeitigen 10. Änderung des Bebauungsplanes Nr. E17/1 - Hafenstraße
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4.2.7.	 Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur und Sachgüter

Es sind keine Hinweise auf vorhandene Kultur- und Sachgüter im Änderungsbereich 
bekannt.

Bewertung:
Die Auswirkungen der geplanten Änderung auf das Schutzgut Kultur- und sons-
tige Sachgüter sind unerheblich.

4.2.8.	 Wechselwirkungen

Eine besondere oder verstärkende Bedeutung des Plangebietes hinsichtlich einer Wech-
selwirkung zwischen den Schutzgütern liegt nicht vor. 

Bewertung:
Die Auswirkungen durch die Bebauungsplanänderung sind im Hinblick auf be-
sondere Wechselwirkungen zwischen Schutzgütern unerheblich.

5.	 Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung 
und zum Ausgleich von erheblichen nachteiligen 
Auswirkungen

Bei Abriss von Gebäuden und bei Tiefbauarbeiten sind die aufgezeigten Vorsichtsmaß-
nahmen erforderlich. Abgesehen davon sind keine weiteren notwendigen Maßnahmen, 
die zur Vermeidung und Minderung festgesetzt werden müssten, auf der Ebene der Be-
bauungsplanänderung zu erkennen.

6.	 Planungsalternativen
6.1.	 Anderweitige Planungsmöglichkeiten

Die Änderung des Bebauungsplans ermöglicht eine Umnutzung des zur Zeit ungenutz-
ten, aber bereits bebauten Geländes. Sie schafft damit gleichzeitig eine bessere Möglich-
keit, die zukünftige Nutzung an die Ziele des „Einzelhandelskonzeptes der Stadt Em-
merich am Rhein“ anzupassen. Eine anderweitige Planungsmöglichkeit mit einer – im 
Hinblick auf das Einzelhandelskonzept– gleichwertigen Nutzungsalternative ist nicht 
erkennbar.
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6.2.	 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei 
Nichtdurchführung der Planung

Bei Nichtdurchführung der Änderung würde die vorhandene Flächenutzung mit glei-
chem Umweltzustand bestehen bleiben. Sollten im Rahmen des zurzeit gültigen Be-
bauungsplanes Neuplanungen vorgenommen werden, so müssten bei Abbruch- und 
Tiefbauarbeiten die gleichen aufgeführten Vorsichtssichtmaßnahmen getroffen werden. 
Außerdem würde bei Beibehaltung des Bebauungsplanes die Möglichkeit einer Anpas-
sung an die Zielen des Einzelhandelskonzeptes aufgegeben.

6.3.	 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei 
Durchführung der Planung

Bei Durchführung der Bebauungsplanänderung wird sich gegenüber der gegenwärti-
gen Nutzung kaum eine Änderung des Umweltzustandes ergeben. Bei Neuplanungen 
würden vorhandene Umweltbelastungen durch die beschriebenen Vorsichtsmaßnamen 
gemindert. Gleichzeitig wird damit die Möglichkeit geschaffen, die zukünftige Nutzung 
an die Ziele des „Einzelhandelskonzeptes der Stadt Emmerich am Rhein“ anzupassen. 

7.	 Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen 
Umweltauswirkungen

Gemäß § 4c BauGB überwacht die betroffene Kommune die erheblichen Umweltauswir-
kungen, die aufgrund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, um insbesondere 
unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der Lage zu 
sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. Erhebliche Umweltauswirkungen 
sind jedoch im Rahmen der Bebauungsplanänderung nicht zu erwarten. 

Ein Ausnahme bilden die aufgezeigten Altlasten und ein mögliches Vorkommen von 
Kampfmitteln im Boden, für die Maßnahmen zur Überwachung vorgenommen werden 
müssen. 

7.1.	 Altlasten

„Abbrucharbeiten an den bestehenden Gebäuden der ehemaligen Tankstelle und der 
Kfz-Werkstatt und Eingriffe in den Boden sind durch einen altlastenerfahrenen Gut-
achter zu begleiten und zu dokumentieren, um die bekannten und möglicherweise bis-
her nicht bekannten Schadensherde im Boden zu separieren und zu dokumentieren. 
Sanierungsmaßnahmen sind auf die geplante Nutzung abzustimmen. Bei Abbruch- und 
Neubauvorhaben ist der Kreis Kleve zu beteiligen.“
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Beschreibung von technischen Verfahren und Schwierigkeiten, die bei der Zusammenstellung der Angaben aufgetreten sind.

7.2.	 Kampfmittel

Der Staatliche Kampfmittelräumdienst bei der Bezirksregierung Düsseldorf weist dar-
auf hin, dass Kampfmittel im Boden vorhanden sein könnten. Aus diesem Grund sind 
Erdarbeiten mit entsprechender Vorsicht auszuführen. Sollten Kampfmittel gefunden 
werden, sind aus Sicherheitsgründen die Erdarbeiten einzustellen und umgehend der 
Kampfmittelräumdienst zu benachrichtigen.
Wegen vermuteter Bombenblindgänger wird eine Überprüfung des Baugeländes mit 
ferromagnetischen Sonden empfohlen.

8.	 Beschreibung von technischen Verfahren und 
Schwierigkeiten, die bei der Zusammenstellung der 
Angaben aufgetreten sind.

Zur Grundlagenerfassung und Beschreibung des gegenwärtigen Zustandes wurden die 
Daten zu den Schutzgütern Mensch, Boden, Wasser, Klima sowie für Tier und Pflanzen 
und Kultur und Sachgüter aus der allgemeinen zugänglichen Literatur entnommen und 
die Aussagen übergeordneter Planungen ausgewertet. Die Bestandsaufnahme der aktu-
ellen Ausprägung der Biotoptypen wurde im Oktober 2011 durchgeführt.

9.	 Allgemein verständliche Zusammenfassung
In dem Normenkontrollverfahren zur 9. Änderung des Bebauungsplanes Nr. E 17/1 
– Hafenstraße – hat das Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen 
(OVG NRW) die 9. Planänderung mit Urteil vom 24.09.2010 (2D 74.08.NE) für unwirk-
sam erklärt. Im Rahmen der 10. Änderung des Bebauungsplanes Nr. E 17/1 – Hafenstra-
ße –, welche das gleiche Plangebiet umfasst wie die 9. Änderung, sollen die Festsetzun-
gen unter Berücksichtigung des OVG-Urteils vom 24.09.2010 sowie unter Bezugnahme 
auf die Ziele des „Einzelhandelskonzeptes der Stadt Emmerich am Rhein“ angepasst 
werden.

Dazu sollen die Festsetzungen innerhalb der 10. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
E 17/1 – Hafenstraße – dahin gehend geändert werden, dass anstatt einer Sonderbauflä-
che „Einzelhandel mit Wohnungen“ ein Mischgebiet (MI) i.S. des § 6 Baunutzungsver-
ordnung (BauNVO) festgesetzt wird.

Im Zuge der 73. Änderung soll der Flächennutzungsplan im Rahmen eines Parallel-
verfahrens zur 10. Änderung des Bebauungsplanes Nr. E 17/1 – Hafenstraße – gemäß § 
8 Abs. 3 BauGB ebenfalls geändert werden.

Der Änderungsbereich des Bebauungsplanes liegt im Stadtteil Emmerich südlich der 
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Mennonitenstraße/B 8 und umfasst die Grundstücke 28, 29, 32 bis 35, 211 und 329, Flur 
17, Gemarkung Emmerich sowie die Flurstücke 97, 98, 255, 334 und 338, Flur 19, Ge-
markung Emmerich. Die Größe des Änderungsbereiches beläuft sich auf eine Fläche 
von ca. 7.000 m².

Zielsetzung der Bauleitplanung des 10. Änderungsverfahrens ist es, Festsetzungen 
zu treffen, die der Steuerung von Einzelhandel im Hinblick auf die Verträglichkeit mit 
den angrenzenden Flächen des zentralen Versorgungsbereiches der Stadt Emmerich 
am Rhein dienen. Gleichzeitig werden damit die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
einer Nutzungsstruktur für das Plangebiet geschaffen, welches entsprechend dem „Ein-
zelhandelskonzept der Stadt Emmerich am Rhein“ zwar nicht Bestandteil des zentralen 
Versorgungsbereiches ist, diesen jedoch mit seinen Nutzungen, auch im Hinblick auf 
einen nicht großflächigen Einzelhandel, ergänzt. Er trägt damit auch zu einer Funk-
tionsstärkung des angrenzenden zentralen Versorgungsbereiches bei.

Das Plangebiet soll im Hinblick auf die zulässige Art der baulichen Nutzung unter 
besonderer Berücksichtigung auch der Einzelhandelsentwicklung neu geordnet werden, 
wobei Tankstellen und Gartenbaubetriebe aus den allgemeinen Nutzungen ausgeschlos-
sen werden.

Die Festsetzungen zur Geschossigkeit bzw. zur maximalen Gebäudehöhe orientie-
ren sich an der unteren Grenze der Bestandsbebauung im unmittelbaren Nahbereich 
des Plangebietes und stellen sicher, dass eine Neubebauung im Plangebiet die Höhe der 
bestehenden Bebauung an der Mennonitenstraße nicht überschreitet. Dadurch ist die 
Errichtung von neuen Baukörpern mit Höhen von ca. 12,00 m bis ca. 12,55 m möglich. 
Für das Mischgebiet (MI) wird mit einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,6 der Höchst-
wert der BauNVO eingehalten, wobei zusätzlich festgesetzt wird, dass diese GRZ durch 
Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten sowie durch Nebenanlagen im Sinne des § 
14 BauNVO bis zu einer GRZ von 0,8 überschritten werden kann.

Im Süden wird eine private Grünfläche bzw. Maßnahmenfläche festgesetzt, um die 
Entwicklung eines durchgängigen Grünstreifens als optische Abschirmung zur südlich 
angrenzenden Wohnbebauung zu gewährleisten. Ein großer Teil dieser Fläche ist be-
reits gegenwärtig mit einer Anpflanzung aus Bäumen und Sträuchern angelegt. Die Ver-
kehrssituation im Bereich des nordwestlich des Änderungsbereiches liegenden Bahn-
übergangs „Am Löwentor wird zurzeit überplant. Im Rahmen einer Neubebauung des 
Bebauungsplanänderungsbereiches ist eine veränderte Verkehrsführung im Bereich der 
Bahnhofstraße (B8), der Mennonitenstraße und der Hafenstraße zu berücksichtigen.

Das Bebauungsplangebiet wird an die öffentliche Strom-, Gas- und Wasserversor-
gung der Stadtwerke Emmerich GmbH angeschlossen.

Die Abwasserentsorgung soll für das Schmutzwasser über einen Anschluss an den 
vorhandenen Mischwasserkanal in der Mennonitenstraße erfolgen.

Gemäß § 51a Landeswassergesetz (LWG) sind Aussagen zur Möglichkeit der Versi-
ckerung des anfallenden Niederschlagswassers zu treffen.

Aufgrund der Ergebnisse der Versickerungsuntersuchung des Büros Böcke aus dem 
Jahr 2005, in denen festgestellt wird, dass weite Teile des Plangebietes mit Auffüllungen 
(Ziegelbruch, Mörtel, Schlacke) versehen sind, wird auf eine Versickerung des Nieder-
schlagswassers im Plangebiet verzichtet. Stattdessen soll das im Plangebiet anfallende 



20

Allgemein verständliche Zusammenfassung

Niederschlagswasser in den in der Mennonitenstraße vorhandenen und ausreichend di-
mensionierten Mischwasserkanal eingeleitet werden.

Die Müllentsorgung kann über Einfahrten an der  B 8 und an der Mennonitenstraße 
direkt erfolgen.

Im Rahmen der Umweltprüfung wurde für die einzelnen Schutzgüter eine Bestands-
erfassung und Bewertung für Bereich der Änderung durchgeführt.

Der Änderungsbereich weist keine besonderer Bedeutung für das Schutzgut Mensch 
auf. Der Boden ist durch Altlasten vorbelastet, die jedoch nur bei Tiefbauarbeiten Vor-
sichtsmaßnahmen erfordern.

Der Boden ist durch die gegenwärtige Versiegelung durch Baukörper und Zuwegun-
gen vorbelastet. Durch die früherer Nutzung (Tankstelle) sind zudem Altlasten vorhan-
den. Der Änderungsbereich ist daher wegen der Vorbelastungen nur von geringer Be-
deutung für das Schutzgut Boden. 

Oberflächenwasser ist im Plangebiet nicht vorhanden. Der Änderungsbereich ist mo-
mentan bereits durch Baukörper, Zuwegungen und Stellplätze zu ca. 80 % versiegelt. 
Eine Grundwasserneubildung findet daher kaum statt. Grundwassergefährdungen, die 
von den festgestellten Auffüllungen und Sedimenten und ihren Inhaltsstoffen ausgehen, 
werden in einem Gutachten als wenig wahrscheinlich eingestuft. Analog zum Schutzgut 
Boden hat der Änderungsbereich nur eine geringe Bedeutung für das Schutzgut Wasser.

Das Änderungsgebiet hat wegen seiner relativ geringen Größe, der vorhandenen Nut-
zung und seiner Lage im Siedlungsbereich der Stadt Emmerich am Rhein keine beson-
ders hohe Bedeutung für den Klimahaushalt in der Umgebung.

Durch den hohen Versiegelungsgrad weist der Änderungsbereich auch nur eine ge-
ringe Bedeutung für das Schutzgut Tiere und Pflanzen auf. Der Gebäudebestand bietet 
jedoch wegen Öffnungen im Dachbereich und in den Fenstern Potenziale für Fleder-
mausquartiere.

Der Änderungsbereich ist in das Siedlungsgebiet integriert und stellt mit der vor-
handenen Bausubstanz keine große Bedeutung für das Schutzgut Landschaftsbild dar.

Die Lage und Nutzung des Änderungsbereiches lässt keine Rückschlüsse auf eine be-
sondere Bedeutung für das Schutzgut Kultur- und Sachgüter zu.

Wechselwirkungen, die sich zwischen den einzelnen Umweltmedien ergeben – hier-
zu zählen insbesondere die verschiedenen Wirkungspfade zwischen den Schutzgütern 
Mensch, Boden, Wasser, Pflanzen und Tiere – sind allgemein vorhanden. Eine beson-
dere oder verstärkende Bedeutung des Änderungsbereiches hinsichtlich einer Wechsel-
wirkung zwischen den Schutzgütern liegt allerdings nicht vor.
Bei der Durchführung der Bebauungsplanänderung handelt es sich  um eine Änderung 
der baulichen Nutzung, bei der kaum erhebliche Auswirkungen gegenüber dem gegen-
wärtigen Zustand zu erwarten sind. Gegenüber der gegenwärtigen Flächennutzung 
stellt sich somit keine Verschlechterung des Umweltzustandes durch eine Änderung des 
Bebauungsplanes ein. Für die vorhandenen Altlasten, die vor allem bei Abbruch- und 
Tiefbauarbeiten Vorsichtsmaßnahmen erfordern, werden im Rahmen der Änderung des 
Bebauungsplanes Hinweise zur Überwachungsmaßnahmen gegeben.

Die Bebauungsplanänderung ermöglicht eine Umnutzung des zur Zeit ungenutzten, 
aber bereits bebauten Geländes. Sie schafft damit gleichzeitig eine bessere Möglichkeit, 
die zukünftige Nutzung an die Ziele des „Einzelhandelskonzeptes der Stadt Emmerich 
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am Rhein“ anzupassen. Eine anderweitige, sinnvolle Planungsalternative mit einer – im 
Hinblick auf das Einzelhandelskonzept– gleichwertigen Nutzung ist nicht erkennbar.

Bei Nichtdurchführung der Änderung würde die vorhandene Flächenutzung mit 
gleichem Umweltzustand bestehen bleiben. Sollten im Rahmen des zurzeit gültigen Be-
bauungsplanes Neuplanungen vorgenommen werden, so müssten bei Abbruch- und 
Tiefbauarbeiten die gleichen Vorsichtssichtmaßnahmen getroffen werden. Außerdem 
würde bei Beibehaltung des Bebauungsplanes die Möglichkeit einer Anpassung an den 
Zielen des Einzelhandelskonzeptes aufgegeben.

Bei Durchführung der Bebauungsplanänderung wird sich gegenüber der gegenwär-
tigen Nutzung kaum eine Änderung des Umweltzustandes ergeben. Bei Neuplanungen 
würden vorhandene Umweltbelastungen durch die beschriebenen Vorsichtsmaßnamen 
gemindert. Gleichzeitig wird damit die Möglichkeit geschaffen, die zukünftige Nutzung 
an die Ziele des „Einzelhandelskonzeptes der Stadt Emmerich am Rhein“ anzupassen. 

Der Staatliche Kampfmittelräumdienst bei der Bezirksregierung Düsseldorf weist im 
Rahmen der Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen da-
rauf hin, dass Kampfmittel im Boden vorhanden sein könnten. 

Abgesehen davon und mit der Einhaltung der Vorsichtsmaßnahmen bei Abbruch- 
und Tiefbauarbeiten sind erhebliche Umweltauswirkungen im Rahmen der Bebauungs-
planänderung nicht zu erwarten.

Insgesamt lässt sich die Beurteilung der Auswirkungen auf die genannten Schutzgü-
ter unter Berücksichtigung der Maßnahmen in der nachfolgenden Tabelle 1 zusammen-
fassen:

Tabelle 1:	 Zusammenfassung der Auswirkungen auf die Schutzgüter

Schutzgut Baubedingte  
Auswirkungen 

Anlagenbedingte  
Auswirkungen 

Betriebs
bedingte  
Auswirkungen 

Auswirkungen 
insgesamt 

Boden gering gering gering gering 

Wasser gering gering gering gering

Klima/Luft unerheblich unerheblich 

Tiere und Pflanzen gering gering unerheblich gering 

Mensch gering unerheblich gering

Mensch  
(Lärmimmissionen) gering gering gering gering

Landschaft unerheblich unerheblich

Kultur- und  
Sachgüter unerheblich unerheblich 
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Die Auswirkungen der Bebauungsplanänderung auf die relevanten Schutzgüter sind 
unerheblich oder nur von geringer Erheblichkeit. Eine Verschlechterung des Umwelt-
zustandes ist somit insgesamt nicht zu erwarten.

Kleve, den 08.05.2012

Michael Baumann-Matthäus
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